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Einführung

Problemstellung

Der professionelle Sport hat sich in den letzten Jahrzehnten zu einem
selbstorganisierten und selbstregulierten Wirtschaftszweig und Teil der
Gesellschaft entwickelt.1 Die gemeinhin als Kommerzialisierung und Pro-
fessionalisierung des Sports bezeichnete2 Veräußerung von Medienrech-
ten, Werbung, Merchandising und die Ausrichtung von Großveranstaltun-
gen stellen ein Milliardengeschäft dar. Eine Form der Kommerzialisierung
erfolgt durch eine Verwertung des Namens oder Bildnisses sowie der
Stimme oder Unterschrift des Sportlers. Hierbei sind die vertraglichen Ge-
staltungsmöglichkeiten für die Verwertung und Vermarktung der Persön-
lichkeitsrechte des Sportlers so vielfältig wie die Interessengruppen: Ver-
marktungsagenturen, Wettkampfveranstalter, Sportverbände, Sportvereine
und Sponsoren lassen sich Verwertungsrechte einräumen. Die zugrunde-
liegenden Vertragswerke werden je nach Inhalt als Ausrüsterverträge,
Testimonialverträge, Sponsoringverträge, Werbeverträge oder Merchandi-
singverträge bezeichnet, ohne dass diese gesetzlich ungeregelten Vertrags-
typen Rückschlüsse auf die Rechtsnatur zuließen. Häufig sind Spitzen-
sportler dabei in der Lage, Erlöse aus der Vermarktung ihrer Persönlich-
keit zu generieren, die ihre Einnahmen aus der unmittelbaren sportlichen
Leistung weit übersteigen. So soll beispielsweise der Golfer Rory MacIl-
roy 2012 mit dem Sportartikelhersteller Nike einen auf zehn Jahre ange-
legten Sponsoren- und Ausrüstungsvertrag abgeschlossen haben, der ne-
ben vielzähligen Sachleistungen eine Geldleistung von 250 Millionen US-
Dollar vorsieht.3

Weitgehend geklärt ist, dass einzelne Elemente der Persönlichkeit durch
das Immaterialgüterrecht, insbesondere das Markenrecht, geschützt sein
können. Jedoch lässt sich mit dem Markenrecht allein die Entwicklung der

A.

1 S. zur normativen Struktur des Sports Rössner/Adolphsen in Sportrecht in der Pra-
xis, S. 1-7.

2 Statt aller Fechner/Arnhold/Brodführer, Sportrecht, S. 140.
3 Abrufbar unter: http://newsticker.sueddeutsche.de/list/id/1403777, zuletzt aufgeru-

fen am 29.11.2014.
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Kommerzialisierung von Persönlichkeitsrechten nur unzureichend erfas-
sen, denn nicht jedes Element der Persönlichkeit ist markenfähig. In diese
Lücke ist im abwehrrechtlichen Bereich der Persönlichkeitsschutz durch
einzelne besondere Persönlichkeitsrechte (§ 12 BGB und §§ 22 f. Kunst-
UrhG) sowie das allgemeine Persönlichkeitsrecht, das als absolutes Recht
durch § 823 Abs. 1 BGB geschützt wird, getreten. Trotz der enormen prak-
tischen Relevanz ist es jedoch noch nicht zu einer umfassenden Aufarbei-
tung der rechtlichen Grundlagen einer vertraglichen Disposition über Per-
sönlichkeitsrechte gekommen.

Zwar waren die einzelnen Vertragstypen bereits Gegenstand von Unter-
suchungen. Diese beschäftigen sich aber zum einen vornehmlich mit dem
Sponsoringvertrag.4 Zum anderen klammern bisherige Betrachtungen fast
vollständig diejenigen vertraglichen Klauseln in den Vertragswerken aus,
die offensichtlich auf die Übertragung und Verwertung von Persönlich-
keitsrechten gerichtet sind. Sofern persönlichkeitsrechtliche Elemente un-
tersucht werden, wird die Rechtsnatur der vertraglichen Disposition über
die Persönlichkeit kaum beleuchtet, sondern lediglich auf das Erfordernis
einer Einwilligung des Persönlichkeitsrechtsträgers hingewiesen.5 Nur sel-
ten und vorsichtig wird die vor einigen Jahren geführte, aber mittlerweile
ins Stocken geratene Diskussion um die Einräumung dinglicher Nutzungs-
rechte an Persönlichkeitsrechten6 auf konkrete Vertragsverhältnisse über-
tragen.7 Parallel hierzu liegt auch auf kollisionsrechtlicher Ebene der
Schwerpunkt der bisherigen Forschung auf deliktsrechtlichen Persönlich-
keitsrechtsverletzungen.8

Dieser Befund ist angesichts der Praxisrelevanz der Kommerzialisie-
rung von Persönlichkeitsrechten unbefriedigend. Es besteht Unsicherheit
darüber, wo die Grenzen einer rechtsgeschäftlichen Disposition über Per-
sönlichkeitsrechte liegen und welche Rechtsfolgen Verträge über Elemente

4 Z.B. Schaub, Sponsoring; Wegner, Sportsponsoringvertrag; Weiand/Poser, Sponso-
ringvertrag; Bruhn/Mehlinger, Sponsoring; zum Merchandising vgl. nur Schertz,
Merchandising.

5 Statt vieler Weiand/Poser, Sponsoringvertrag, S. 90.
6 Insbesondere Forkel, GRUR 1988, 491-501; Götting, Persönlichkeitsrechte; Bun-

gart, Dingliche Lizenzen.
7 S. nur Schaub, Sponsoring, S. 436 f.; Wegner, Sportsponsoringvertrag, S. 180 f.;

vorsichtig auch Pfister in Praxishandbuch Sportrecht, S. 354.
8 Z.B. Friedrich, Unerlaubte Vermarktung, S. 103-224; Herrestahl in Handbuch des

Persönlichkeitsrechts, S. 978; anders soweit ersichtlich nur Pfister, zuletzt in IPRax
2013, 493-497.
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der Persönlichkeit zeitigen, da bereits die vorgelagerte Frage nach der
Rechtsnatur ungeklärt ist. Der BGH hat bereits vor mehr als 15 Jahren die
Verantwortung des Rechts und den Weiterentwicklungsbedarf der Dogma-
tik in diesem Bereich erkannt und wie folgt zusammengefasst:

„[Es] ist zu bedenken, dass die Rechtsordnung hinsichtlich der Vermarktung
rechtlich geschützter Positionen kein starres System bildet, an dem sich die
Wirklichkeit orientieren müsste. Vielmehr kommt dem Recht neben der nicht
zu bestreitenden Aufgabe, durch Wertentscheidungen vorgegebene Gesetze
zu setzen, auch eine dienende Funktion zu, indem es einen Ordnungsrahmen
auch für neue Formen der Vermarktung bieten muss, die im Interesse sowohl
des Vermarkters als auch desjenigen liegen, der eine solche Vermarktung sei-
ner Person gestatten möchte“9.

Ziel dieser Arbeit ist es daher, dem praktischen Bedürfnis entsprechend
eine allgemeine Dogmatik zur vertraglichen Disposition über Persönlich-
keitsrechte zu entwickeln. Hierzu ist insbesondere der vom BGH aufge-
worfene Interessenkonflikt zwischen Vermarkter einerseits und Persön-
lichkeitsrechtsträger andererseits angemessen aufzulösen. Grundlegende
These dieser Arbeit ist dabei, dass die Interessenlage starke Parallelen zum
Urheberrecht und der dort gesetzlich geregelten Übertragung von Nut-
zungsrechten aufweist. Unter Berücksichtigung der Unterschiede und
Ähnlichkeiten zum Urheberrecht soll im Folgenden die Rechtsfigur der
„Persönlichkeitslizenz“ entwickelt und in die allgemeine zivilrechtliche
Dogmatik eingebettet werden. Es werden insbesondere folgende Fragen zu
klären sein: Welche Rechtsnatur haben Dispositionen über die Persönlich-
keit? Wie sind diese auszulegen, folgen sie den allgemeinen Regeln der
Rechtsgeschäftslehre? Welche Besonderheiten ergeben sich aus der Be-
troffenheit der unkörperlichen und schwer fassbaren Persönlichkeit als
Vertragsgegenstand?

Die wirtschaftlich besonders relevanten und gleichzeitig in besonderem
Maße heterogenen Verträge der Sportbranche, in denen sich Klauseln zur
Disposition über Persönlichkeitsrechte finden, sollen dabei als Beispiele
dienen. Sie werden aber nur insoweit Gegenstand der Untersuchung sein,
als dies für die Herausarbeitung der Interessenlage und die rechtliche Be-
handlung der Persönlichkeitslizenz erforderlich ist. Zudem konzentriert
sich diese Arbeit auf die Disposition über Persönlichkeitsrechte mit kom-
merziellem Bezug, also die materielle Vermarktung von besonderen Aus-
prägungen der Persönlichkeit mit dem Ziel der Profitmaximierung. Dem-

9 BGH v. 1.12.1999, NJW 2000, 2195, 2199.
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gegenüber werden vertragliche Bestimmungen über ideelle Aspekte der
Persönlichkeit nicht Gegenstand der Untersuchung sein. Letztere reichen
von einer Beschneidung der Lebensführung durch Dopingkontrollpflich-
ten bis zu Eingriffen in die Religionsfreiheit (z.B. Kopftuchverbot bei der
Sportausübung)10 und sind dadurch gekennzeichnet, dass es zur Auflösung
der Interessenkonflikte einer einzelfallabhängigen Grundrechtsabwägung
bedarf, die einer verallgemeinerungsfähigen rechtlichen Würdigung nur
schwer zugänglich ist. Schließlich zielt diese Arbeit auf die Entwicklung
einer allgemeinen bürgerlich-rechtlichen Rechtsfigur zur Disposition über
Persönlichkeitsrechte ab und wird deshalb auf sich im Einzelfall ergeben-
de Grenzen der Dispositionsfreiheit aus kartell-, wettbewerbs- oder medi-
enrechtlichen Gründen nicht eingehen.11

Gang der Darstellung

Die Arbeit gliedert sich in drei Teile. Der erste Teil widmet sich einer Be-
standsaufnahme der Kommerzialisierung der Persönlichkeit. Ein Über-
blick über die verschiedenen Beteiligten (§ 1) und die Darstellung der Ver-
tragspraxis (§ 2) ermöglicht es, den Gegenstand der weiteren Untersu-
chung zu konturieren, persönlichkeitsrechtliche Dispositionen zu identifi-
zieren und die Interessenlage aufzuzeigen.

Im zweiten Teil folgt eine Aufarbeitung der rechtlichen Grundlagen der
Kommerzialisierung. Dazu bedarf es zunächst eines Blickes auf den
Grundsatz der Privatautonomie, ohne den eine vertragliche Disposition
über Persönlichkeitsrechte nicht möglich wäre (§ 3). Dem schließt sich
eine Untersuchung der Persönlichkeit als Vertragsgegenstand unter Her-
ausarbeitung der einzelnen vermögensrechtlichen Persönlichkeitsmerkma-
le an (§ 4). Auf Grundlage dieser Erkenntnisse wird schließlich eine geeig-
nete Rechtsfigur zur Disposition über Persönlichkeitsrechte in Gestalt der
„Persönlichkeitslizenz“ entwickelt (§ 5).

Der dritte Teil dient der Einordnung der entwickelten Rechtsfigur der
Persönlichkeitslizenz in die allgemeine zivilrechtliche Dogmatik und der

B.

10 Vgl. AG Luzern-Land v. 25.1.2010, SpuRt 2010, 69; vgl. auch http://www.spie-
gel.de/sport/sonst/olympia-vater-will-wojdan-shahrkhani-ohne-kopftuch-start-ver-
bieten-a-847179.html, zuletzt aufgerufen am 29.11.2013.

11 S. zum Sponsoring etwa Grätz, Missbrauch durch Sportverbände, S. 376-387;
Schaub, Sponsoring, S. 410-425; Bruhn/Mehlinger, Sponsoring Bd. 1, S. 117-224.
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Herausarbeitung der für die Praxis wesentlichen Rechtsfolgen. Geprägt
wird die Persönlichkeitslizenz dabei durch das Spannungsverhältnis zwi-
schen dinglicher Rechtsnatur (§ 6) und der besonderen Schutzbedürftigkeit
des Persönlichkeitsrechtsträgers. Letztere folgt aus einem besonderen
Band zwischen dem Menschen und seinen Persönlichkeitsmerkmalen (§ 7)
sowie aus einer möglicherweise fehlenden Einsichtsfähigkeit (§ 8). Die
Arbeit schließt mit einer Betrachtung internationaler Sachverhalte (§ 9).
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